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Die KASPV übt deutliche Kritik an der Annahme der sogenannten
Verwaltungsbremse  durch  die  rechtsbürgerliche  Mehrheit  im
Grossen Rat. Aus Sicht des Verbands sendet dieser Entscheid
sowohl  gegenüber  den  Mitarbeitenden  des  Kantons  als  auch
gegenüber der Bevölkerung das falsche Signal.

Die Motion sieht vor, dass das Wachstum des Personalbestands
der kantonalen Verwaltung künftig an das Bevölkerungswachstum
gekoppelt  und  politisch  gesteuert  wird.  Was  oberflächlich
betrachtet nach mehr Effizienz klingt, stellt für die KASPV
jedoch eine starre Begrenzung des Personals dar. Der Verband
befürchtet, dass dadurch die Leistungs- und Handlungsfähigkeit
des Kantons geschwächt wird.

Stefan  Dietrich,  Präsident  der  KASPV,  erklärt  dazu:  «Die
rechtsbürgerliche Mehrheit beschliesst eine Verwaltungsbremse,
obwohl der Aargau bereits heute eine sehr schlanke Verwaltung
hat.  Das  ist  reine  Symbolpolitik  auf  Kosten  der
Mitarbeitenden.» Besonders kritisch beurteilt die KASPV, dass
die Motion trotz der klaren Ablehnung durch den Regierungsrat
angenommen wurde. Dieser bezeichnete die Vorlage als unnötig
und zugleich als problematisch.

In seiner Stellungnahme weist der Regierungsrat darauf hin,
dass  die  Zahl  der  ordentlichen  Stellen  in  der  kantonalen
Verwaltung zwischen 2014 und 2024 lediglich um 7,5 Prozent
angestiegen ist, während die Bevölkerung im gleichen Zeitraum
um 14,1 Prozent gewachsen ist. Von einem übermässigen Ausbau
des  Personalbestands  könne  daher  keine  Rede  sein.  Im
Gegenteil: Der Kanton Aargau verfüge bereits heute über eine
sehr schlank organisierte Verwaltung.

Zudem  entwickeln  sich  die  Aufgaben  des  Kantons  nicht
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automatisch parallel zur Bevölkerungszahl. Bereiche wie neue
Vorgaben  des  Bundes,  komplexere  Verwaltungsverfahren,
organisierte  Kriminalität,  Digitalisierung,  Cybersicherheit,
der  Asylbereich,  die  Justiz,  der  Strafvollzug  sowie  die
Polizeiarbeit führen zu zusätzlichem Personalbedarf, der sich
nicht mit einer starren Quote erfassen lasse. Stefan Dietrich
betont  dazu:  «Wer  mehr  Sicherheit,  raschere  Verfahren  und
einen  funktionierenden  Service  public  fordert,  kann  nicht
gleichzeitig beim Personal einen Deckel setzen. Das schwächt
den  Kanton  und  gefährdet  die  Qualität  der  öffentlichen
Dienstleistungen.»

Für die KASPV ist eine funktionierende Verwaltung kein Luxus,
sondern  eine  zentrale  Voraussetzung  für  Sicherheit,
Rechtsstaatlichkeit,  verlässliche  Abläufe,  gute
Dienstleistungen und einen starken Wirtschaftsstandort Aargau.
Wer die Verwaltung pauschal ausbremse, treffe letztlich nicht
eine abstrakte Bürokratie, sondern direkt die Bevölkerung, die
Gemeinden,  die  Wirtschaft  sowie  die  Mitarbeitenden,  die
täglich dafür sorgen, dass der Kanton funktioniert.

Die  KASPV  fordert  deshalb,  dass  der  weitere
Gesetzgebungsprozess  sorgfältig,  transparent  und  unter
Einbezug der Personalverbände durchgeführt wird. Insbesondere
sicherheitsrelevante  Aufgaben,  rechtlich  vorgeschriebene
Anforderungen sowie zusätzlicher Personalbedarf aufgrund neuer
Aufgaben müssten zwingend berücksichtigt werden. Der Verband
warnt  davor,  dass  sich  der  Kanton  durch  eine  ideologisch
motivierte Personalformel selbst schwächen könnte.

Fabio  Iseini,  Geschäftsführer  der  KASPV,  erklärt
abschliessend:  «Eine  Verwaltungsbremse  darf  nicht  zu  einer
Personalbremse werden. Die KASPV wird sich im weiteren Prozess
dafür  einsetzen,  dass  Sicherheit,  Rechtsstaatlichkeit  und
qualitativ gute öffentliche Dienstleistungen nicht gefährdet
werden.»
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Neubesetzung Präsidium KASPV

Die  Delegiertenversammlung  der  Konferenz  der  Aargauischen
Staatspersonalverbände (KASPV) hat Stefan Dietrich zum neuen
Präsidenten gewählt. Er übernimmt das Amt von Marco Hardmeier.
Stefan Dietrich ist Grossrat des Kantons Aargau sowie Lehrer
und bringt langjährige politische Erfahrung mit. Unter anderem
war er Co-Präsident der SP Aargau. Mit seiner politischen und
beruflichen Erfahrung übernimmt er nun die Leitung der KASPV.


